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51. Verordnung: Amtskleid für die Mitglieder des Patentamtes sowie für Rechtsanwälte und für Patentanwälte
bei Verhandlungen der Nichtigkeitsabteilung und der Beschwerdeabteilung des Patentamtes.

52. Verordnung: Anweisung und Flüssigmachung der Ruhe- und Versorgungsgenüsse der Bundesbediensteten
sowie ihrer Hinterbliebenen durch das Zentralbesoldungsamt.

53. Verordnung: Teilweise Aufhebung der Bewirtschaftung von Papier, Pappe, Zellstoff und Holzstoff.
54. Kundmachung: Dienstverhältnis der Bundesbahnbediensteten liechtensteinischer Staatsbürgerschaft.

5 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 21. De-
zember 1948, betreffend das Amtskleid für
die Mitglieder des Patentamtes sowie für
Rechtsanwälte und für Patentanwälte bei
Verhandlungen der Nichtigkeitsabteilung
und der Beschwerdeabteilung des Patent-

amtes.

Auf Grund des § 23, Abs. (7), des Gehalts-
überleitungsgesetzes, B. G. Bl. Nr. 22/1947, und
auf Grund des § 43, Abs. (11), des Patentgesetzes,
B. G. Bl. Nr. 366/1925, wird im Einvernehmen
mit dem Bundeskanzleramt verordnet:

§ 1. (1) Bei allen mündlichen Verhandlungen,
die vor der Nichtigkeitsabteilung und vor der
Beschwerdeabteilung des Patentamtes stattfinden,
haben die Vorsitzenden und die Stimmführer
ein Amtskleid zu tragen.

(2) Das Amtskleid wird vom Bund beigestellt.

§ 2. (1) Das Amtskleid der Mitglieder der
Nichtigkeitsabteilung und der Beschwerdeabteilung
des Patentamtes besteht aus einem Talar und
einem Barett. Es entspricht dem für die Richter
vorgeschriebenen Amtskleid [§ 59, Abs. (2), Geo.,
Verordnung vom 1. März 1930, B. G. Bl. Nr. 74],
mit dem Unterschied,. daß an Stelle der violetten
Farbe die tegetthoffblaue Farbe verwendet wird.

(2) Das Amtskleid wird in drei Ausführungen
getragen, die sich in dem kragenartigen Besatz
und dem Barett wie folgt unterscheiden:

a) Amtskleid für den Präsidenten des Patent-
amtes:

Der kragenartige Besatz sowie der Barett-
rand sind mit tegetthoffblauem Samt vor-
gestoßen und bestehen aus schwarzem Samt.
Der kragenartige Besatz ist mit einer 6 cm
breiten Hermelinverbrämung eingesäumt.

b) Das Amtskleid für die Vizepräsidenten und
die Vorsitzenden Räte des Patentamtes der
Dienstpostengruppe II:

Das Amtskleid entspricht dem der Aus-
führung zu lit. a, mit dem Unterschied,
daß die Hermelinverbrämung des kragen-
artigen Besatzes entfällt.

c) Amtskleid für die anderen Mitglieder der
Nichtigkeitsabteilung und der Beschwerde-
abteilung des Patentamtes:

Der kragenartige Besatz und der Barett-
rand sind aus Talarstoff verfertigt. Der
kragenartige Besatz ist mit einem an
beiden Rändern mit tegetthoffblauem Samt
vorgestoßenen, 6 cm breiten, das Barett mit
einem an beiden Rändern mit tegetthoff-
blauem Samt vorgestoßenen, 3 cm breiten
schwarzem Samtstreifen eingesäumt.

§ 3. Die Rechtsanwälte und Patentanwälte, die
an den mündlichen Verhandlungen [§ 1, Abs. (J)]
als Parteienvertreter teilnehmen, sind berechtigt,
ein Amtskleid zu tragen, das den Vorschriften
des Amtskleides für Rechtsanwälte entspricht
[§59, Abs. (2), Geo., Verordnung vom 1. März
1930, B. G. Bl. Nr. 74].

§ 4. Bei Verkündung der Endentscheidungen
sowie während einer Eidesleistung ist auch das
Barett zu tragen.

Kolb

5 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 25. Jänner 1949 über die
Anweisung und Flüssigmachung der Ruhe-
und Versorgungsgenüsse der Bundes-
bediensteten sowie ihrer Hinterbliebenen

durch das Zentralbesoldungsamt.

Auf Grund des § 5 des Gesetzes vom 3. Juli
1945, St. G. Bl. Nr. 54, über die Errichtung
eines Zentralbesoldungsamtes wird im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzleramt verordnet:

Die gemäß § 2 der Buchhaltungsdienstverord-
nung vom 30. Dezember 1931, B. G. Bl. Nr. 413,
der Finanzlandesdirektion in Wien zukommenden
Aufgaben hinsichtlich der Ruhe- und Versorgungs-
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genüsse der Bundesbediensteten sowie ihrer
Hinterbliebenen werden vom 1. März 1949 an
dem Zentralbesoldungsamt zugewiesen.

Zimmermann

5 3 . Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom
27. Jänner 1949, betreffend die teilweise Auf-
hebung der Bewirtschaftung von Papier,

Pappe, Zellstoff und Holzstoff.

Auf Grund des § 1, Abs. (4), des Bundes-
gesetzes vom 4. Februar 1948, B. G. Bl. Nr. 56,
über die Regelung der Erzeugung und Ver-
teilung lebenswichtiger Bedarfsgüter (Waren-
verkehrsgesetz 1948) wird verordnet:

Von den gemäß § 1, Abs. (2), Ziffer 8, des
Warenverkehrsgesetzes 1948 bewirtschafteten
Waren werden Papier (mit Ausnahme von
Natronpapier), Pappe, Zellstoff und Holzstoff
von den Bestimmungen dieses Gesetzes ausge-
nommen.

Kolb

5 4 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Verkehr vom 1. Februar 1949,
betreffend das Dienstverhältnis der Bundes-
bahnbediensteten liechtensteinischer Staats-

bürgerschaft.

Auf Grund des zustimmenden Beschlusses des
Hauptausschusses des Nationalrates vom 19. Jän-
ner 1949 (Gesetz vom 13. April 1920, St. G. Bl.
Nr. 180) wird kundgemacht:

Abweichend vom Punkt 1, lit. b, der Anlage 1
der Kundmachung des Bundesministeriums für
Verkehr vom 14. November 1947, B.G.Bl.
Nr. 263, betreffend die Besoldungsordnung für
die Beamten der Österreichischen Bundesbahnen,
können auch Personen liechtensteinischer Staats-
bürgerschaft, die zur Dienstleistung auf der
Strecke Feldkirch—Buchs (St. G.) vorgesehen
sind, in das Beamtemverhältnis der Öster-
reichischen Bundesbahnen aufgenommen werden.

Übeleis


